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H.C. Löhr: Der Kampf um das Volkseigentum

1. Zum Hintergrund

Mitte der 1990er-Jahre ist die Umwandlung der DDR-
Landwirtschaft von der Peripherie der Transformati-
onsforschung in ZentrumsnÃ¤he gerÃ¼ckt. Entdeck-
ten doch die Sozialwissenschaftler in der Umstrukturie-
rung der ostdeutschen Landwirtschaft einen âSonderfal-
lâ, eine âAbweichungâ von dem sonst so erfolgreichen
âInstitutionentransferâ (Lehmbruch). Vgl. z.B.: Clasen,
Ralf ; John, Ilka, Der Agrarsektor. Sonderfall der sek-
toralen Transformation? in: Wiesenthal, Helmut (Hg.),
Einheit als Privileg. Vergleichende Perspektiven auf die
Transformation Ostdeutschlands, Frankfurt am Main
1996, S. 188-263; Vgl. auch Lehmbruch, Gerhard; May-
er, JÃ¶rg, Kollektivwirtschaften im AnpassungsprozeÃ.
Der Agrarsektor, in: Czada, Roland; Lehmbruch, Gerhard
(Hgg.), Transformationspfade in Ostdeutschland. Bei-
trÃ¤ge zur sektoralen Vereinigungspolitik, Frankfurt am
Main 1996, S. 333-364. Denn das ursprÃ¼ngliche Trans-
formationsziel, die sozialistische DDR-Landwirtschaft in
bÃ¤uerliche Familienbetriebe nach westeuropÃ¤ischem
Vorbild zu Ã¼berfÃ¼hren, war weitgehend fehl ge-
schlagen. Bis heute dominieren in Ostdeutschland ge-

meinschaftlich produzierende landwirtschaftliche GroÃ-
betriebe (insbesondere in den Rechtsformen der einge-
tragenen Genossenschaft und der GmbH) im Gegen-
satz zur kleinteilig strukturierten familienbÃ¤uerlichen
Landwirtschaft in Westdeutschland.

Mittlerweile ist fast ganz in Vergessenheit ge-
raten, dass die DDR-Landwirtschaft nicht nur aus
3.844 Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf-
ten (LPG) mit genossenschaftlichem Eigentum an den
Produktionsmitteln bestand, sondern, dass darÃ¼ber
hinaus 515 Volkseigene GÃ¼ter (VEG) und das staatliche
Eigentum an Boden, das immerhin gut ein Drittel der ge-
samten Landwirtschaftlichen NutzflÃ¤che (LN) der DDR
ausmachte, existierten.

Entsprechend der unterschiedlichen Eigentumsfor-
men hat sich auch die Transformation der DDR-
Landwirtschaft âzweigleisigâ abgespielt. Das genossen-
schaftliche Eigentum der LPG unterstand, da es sich
um individuell zurechenbares Eigentum handelte, nicht
der VerfÃ¼gungsgewalt der Treuhand, sondern der Ver-
fÃ¼gungsgewalt der Genossenschaftsmitglieder. Dies er-
mÃ¶glichte den Genossenschaftsmitgliedern, Ã¼ber ih-
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re betriebliche Zukunft â im Rahmen des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes â selbst zu entscheiden und
damit letztendlich auch an einer gemeinschaftlich orga-
nisierten groÃbetrieblichen Landbewirtschaftung festzu-
halten. Diese HandlungsspielrÃ¤ume standen den VEG
nicht zur VerfÃ¼gung, denn die staatlichen GÃ¼ter und
FlÃ¤chen wurden, wie die staatlichen Betriebe, der Treu-
hand zur Privatisierung Ã¼bertragen.

2. Eine Studie zur Privatisierung der DDR-
Landwirtschaft

An dieser Stelle setzt die Studie von Hanns C. LÃ¶hr
âDer Kampf um das Volkseigentumâ ein. Allerdings han-
delt es sich nicht um eine agrarwissenschaftliche Ar-
beit i.e.S., sondern vielmehr um einen Beitrag zur zeitge-
schichtlichen Forschung, in dessen Mittelpunkt der Pro-
zess der Privatisierung der Landwirtschaft in den neuen
BundeslÃ¤ndern durch die Treuhandanstalt (THA) zwi-
schen 1990-1994 steht. Auf der Grundlage teilweise erst-
mals ausgewerteter THA-Akten zeichnet LÃ¶hr in elf
Kapiteln âdas PrivatisierungsgeschÃ¤ft der Treuhandâ
nach und zeigt, âunter welchen Ã¤uÃeren Bedingungen
die Anstalt ihren landwirtschaftlichen Besitz verkaufte
und verpachteteâ (S. 12). Nach einer kurzen EinfÃ¼hrung
(Kapitel I-III) steuert LÃ¶hr zÃ¼gig auf die Privatisie-
rungsarbeit der THA und die damit verbundenen Pro-
bleme mit AlteigentÃ¼mern und ostdeutschen Landwir-
ten zu (Kapitel IV-VII). ErgÃ¤nzt wird diese Darstellung
durch eine Abhandlung zum EntschÃ¤digungs- und Aus-
gleichsleistungsgesetz (Kapitel VIII) sowie eine Analyse
der Arbeit des Untersuchungsausschusses THA (Kapitel
IX). In den abschlieÃenden Kapiteln X und XI werden die
letzten Aufgaben und Ergebnisse der THA kritisch bilan-
ziert.

3. Aus dem Inhalt

Die dritte DurchfÃ¼hrungsverordnung fÃ¼r das
Treuhandgesetz, das am 29. August 1990 noch von
der Regierung de MaziÃ¨re verabschiedet wurde, er-
mÃ¶glichte es, dass die Treuhandanstalt die 515 VEGmit
einer GesamtflÃ¤che von 0,424 Millionen Hektar, rund
500 Holz- und SÃ¤gewerke, 200 Baumschulen und Plan-
tagen, 15 Binnenfischereibetriebe, 400 Betriebe der Le-
bensmittelindustrie sowie Ã¼ber 600 technische Werk-
stÃ¤tten Ã¼bernahm. Hinzu kamen rund 2 Millionen
Hektar Holz und 1,62MillionenHektar Land, das von den
LPGen bewirtschaftet wurde (S. 38). Diese 1,62 Millionen
Hektar entstammte dem staatlichen Bodenfond, der u.a.
aus den FlÃ¤chen der zwischen 1945-1949 enteigneten
âJunkerâ (Landwirte mit einem Landbesitz von Ã¼ber
100 Hektar) und âaktiven Nationalsozialistenâ entstan-

den war. Zum staatlichen Bodeneigentum gehÃ¶rten
aber auch FlÃ¤chen, die bereits in der NS-Zeit oder nach
1949 enteignet oder beschlagnahmt worden waren. Auch
die HÃ¶fe und das Land derjenigen, die nicht zuletzt aus
Furcht vor der Kollektivierung in den 1950er-Jahren in
den Westen geflohen waren, fielen an den ostdeutschen
Staat (S. 21).

Die Privatisierung der VEG und des staatlichen Bo-
dens bargen besonderen ZÃ¼ndstoff. WÃ¼nschten die
ostdeutschen Landwirte und ihre Interessenvertreter zu-
mindest einen weitgehenden Erhalt des status quo in Be-
zug auf die PachtflÃ¤chen, besser noch, gleichberechtigte
Partner in den Verkaufsverhandlungen zu sein, so traten
die AlteigentÃ¼mer vehement fÃ¼r die RÃ¼ckgabe ih-
res zwischen 1945 und 1949 enteigneten âHab undGutesâ
ein. Allerdings trat mit dem Einigungsvertrag, der am 1.
September 1990 unterschrieben wurde, auch das âVer-
mÃ¶gensgesetzâ in Kraft, das die RÃ¼ckgabe und Ent-
schÃ¤digung von vor 1945 und nach 1949 auf demGebiet
der DDR enteigneten Eigentums regelte. Ausgeschlos-
sen von RÃ¼ckgabe und EntschÃ¤digung blieben Ent-
eignungen, die sich auf âbesatzungsrechtlicher und be-
satzungshoheitlicher Grundlageâ vollzogen hatten. Dies
bedeutet fÃ¼r die Opfer der Bodenreform einen (end-
gÃ¼ltigen) Verlust ihres Anspruch auf die enteigneten
FlÃ¤chen (S. 32f.). Die AlteigentÃ¼mer sind bis heu-
te nicht bereit, diese Entscheidung, die 1991 auch vom
Bundesverfassungsgericht bestÃ¤tigt wurde, zu akzep-
tieren. Einen Einblick in das Ã¶ffentlichkeitswirksame
Auftreten der AlteigentÃ¼mer gab zuletzt der kÃ¼rzlich
erschienene Spiegelartikel âEndloser Schlamasselâ und
die Leserbriefe in der folgenden Ausgabe. DER SPIEGEL:
Endloser Schlamassel, Heft 35/2003, S. 63.

Hanns C. LÃ¶hr schildert nun detailgenau, wie sich
in den Jahren nach der Wende die einseitig zu Guns-
ten der AlteigentÃ¼mer ausgelegte Politik, eine Poli-
tik der Wiedergutmachung, ganz langsam unter dem
Gegendruck der ostdeutschen LÃ¤nder zu Gunsten der
LPG-Nachfolgegesellschaften verschob. Im April 1993
Ã¼bernahm die Bodenverwertungs- und Verwaltungs-
gesellschaft (BVVG) die Aufgabe der Verwertung der
FlÃ¤chen aus dem ehemaligen Bodenfonds, die THA
kÃ¼mmerte sich ab diesem Zeitpunkt nur noch um den
Verkauf der VEG und den dazugehÃ¶rigen FlÃ¤chen.
AnfÃ¤nglich war lediglich an einen Verkauf des durch
die BVVG verwalteten Landes gedacht. Da die ost-
deutschen Betriebe â Einzelunternehmer wie Nachfol-
gegesellschaften â aber nicht Ã¼ber genÃ¼gend Ka-
pital verfÃ¼gten, um den Verkaufspreis aufbringen zu
kÃ¶nnen, schlugen die Regierungen der neuen LÃ¤nder
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und die SPD-Bundestagsfraktion vor und setzten sich da-
mit auch durch, vor den Verkauf der BodenstÃ¼cke ei-
ne Verpachtungsphase zu schieben, so dass hier auch
die ostdeutschen Betriebe mitbieten konnten (S. 87ff.).
Nach langwierigen politischen GrabenkÃ¤mpfen wur-
de im so genannten Bohl-Papier schlieÃlich verein-
bart, dass die rund 850.000 Hektar aus dem Boden-
fond, die 1992 noch âverwertetâ werden mussten, in drei
Schritten privatisiert werden sollten: Verpachtung auf
zwÃ¶lf Jahre, VerÃ¤uÃerung durch ein Landerwerbs-
und Siedlungsprogramm und Verwertung der Rest-
flÃ¤chen. Jetzt waren neben den Bodenreformopfern
auch âLPG-Aussteigerâ und ostdeutsche HofgrÃ¼nder
in der Lage, bevorzugt Land zu pachten. Sie sollten bei
gleichem Betriebskonzept vor den Genossenschaften und
auswÃ¤rtigen Bewerbern berÃ¼cksichtigt werden. Der
Erfolg der neuen LÃ¤nder ging soweit, dass in Streit-
fÃ¤llen die BVVG jetzt RÃ¼cksprache mit den LÃ¤ndern
nehmen musste (S. 99). Das Bohl-Papier wurde folgend
auch auf die VEG angewendet. Dies bedeutete aber, dass
die bisherige Privatisierungspraxis weitgehend gestoppt
wurde und es zu einer Aufteilung und Neuordnung der
GutsflÃ¤chen, zu so genannten âLosenâ kam, die im An-
schluss verpachtet oder verkauft werden sollten. Die Pri-
vatisierung der GÃ¼ter durch das Losverfahren kam nie
wirklich in Schwung, so dass sie am 6. Mai 1994 durch
das Bundesfinanzministerium gestoppt wurde (S. 118ff.).
Ende des Jahres 1994 wurden alle verbliebenen Aufga-
ben der THA im Bereich Landwirtschaft an die BVVG
Ã¼bertragen.

Wie sieht es nun mit den Ergebnissen der Privatisie-
rung der Landwirtschaft durch die THA aus? Bis zum
Ende 1994 hatte die THA im Bereich VEG 800 Kaufver-
trÃ¤ge abgeschlossen und 371 Mal langfristig FlÃ¤chen
verpachtet. Auf der Basis von 753 KaufvertrÃ¤gen zeigt
sich, dass 567 KÃ¤ufer aus den neuen BundeslÃ¤ndern,
171 KÃ¤ufer aus Westdeutschland und 15 KÃ¤ufer aus
dem Ausland kamen. LÃ¶hr vermutet, dass sich hinter
vielen der ostdeutschen Erwerber westdeutsche Firmen
verbergen, denn insgesamt kauften in nur 13 FÃ¤llen
ehemalige Mitarbeiter ihren frÃ¼heren volkseigenen Be-
trieb (S. 164f.). âEntgegen dem ursprÃ¼nglichen Kurs der
Treuhand, die Opfer der Bodenreform zu bevorzugen,
profitierten die AlteigentÃ¼mer unter dem Strich nicht
besonders bei der Verpachtungâ (S. 165). Wurden bei
Verpachtung der FlÃ¤chen der ehemaligen VEG durch
die Treuhand noch 40 Prozent an Wiedereinrichter ohne
RestitutionsansprÃ¼che (Bodenreformopfer) und nur 11
Prozent an LPG-Nachfolgebetriebe verpachtet, so gingen

bei den BVVG-FlÃ¤chen bereits 53 Prozent an juristische
Personen und nur rund 10 Prozent an Bodenreformop-
fer. âBetrachtet man die VerkÃ¤ufe und Verpachtungen
von Treuhand und BVVG zusammen, zeigt sich, dass bis
Ende 1994 ostdeutsche Bewerber trotz der anfÃ¤nglichen
Bevorzugung der AlteigentÃ¼mer am meisten Land er-
hieltenâ (S. 167).

Ganz im Sinne der These des Sonderwegs der Trans-
formation der ostdeutschen Landwirtschaft â die aller-
dings im Text selbst gar nicht erwÃ¤hnt wird â zeigt sich
auch die Privatisierung der ostdeutschen Landwirtschaft.
WÃ¤hrend sich die Privatisierung der Industrie durch
die THA weitgehend âreibungslosâ gestaltete, stieÃ sie
doch in der Landwirtschaft an ihre Grenzen. âWiders-
tÃ¤ndigeâ ostdeutsche Bauern und Politiker stemmten
sich gegen die westdeutschen Interessen und gewan-
nen so den âKampf um das Volkseigentumâ. âAufgrund
der politischen UnterstÃ¼tzung, die ostdeutsche Bau-
ern nach 1990 von den Regierungen der neuen Bun-
deslÃ¤nder und der Bundes-SPD erhielten, konnten sie
den Kampf um das Volkseigentum zu ihren Gunsten ent-
scheiden. In der Landwirtschaft waren damit die ostdeut-
schen Nutzer vor den neuen Kapitalgebern aus demWes-
ten die eigentlichen Gewinner der Wiedervereinigung.
Die nach der Vereinigung von Bonn favorisierte Politik,
im Osten die Genossenschaften und StaatsgÃ¼ter durch
bÃ¤uerliche Familienbetriebe zu ersetzten, scheiterte.â
(S. 191f.)

4. Zusammenfassende Bewertung

Zusammenfassend lÃ¤sst sich sagen: âDer Kampf
um das Volkseigentumâ von Hanns C. LÃ¶hr ist nicht
unbedingt geeignet fÃ¼r Einsteiger in die Thematik
âAgrartransformation in Ostdeutschlandâ. Dies liegt vor
allem daran, dass die (unkundige) Leserschaft so gut
wie keine EinfÃ¼hrung in die Eigenheiten der DDR-
Landwirtschaft und die daraus abgeleiteten Transfor-
mationsspezifika erhÃ¤lt. Es wird ein breites Vorwis-
sen vorausgesetzt, um die teilweise sehr komplexen und
verwirrenden âKÃ¤mpfeâ der einzelnen Parteien rich-
tig einordnen zu kÃ¶nnen. Eine Einbindung der Ergeb-
nisse in die allgemeine (soziologische) Transformations-
forschung hÃ¤tte der Studie gut getan. Trotzdem: Hans
C. LÃ¶hr hat mit seiner Studie zur Privatisierungspraxis
der THA einen spannenden Ablaufplan der Ereignisse bis
1994 vorgelegt, der in dieser Weise bisher fehlte und eine
lesenswerte Quelle fÃ¼r alle an der Transformation der
ostdeutschen Landwirtschaft Interessierten sein wird.
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If there is additional discussion of this review, you may access it through the network, at:

http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/
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